
Bremen

„Dete“ zeigt: Polizei ist 
ungeliebtes Stiefkind

Im Oktober schrieb mir ein Angehöriger der Bereitschaftspolizei: „Ich kann nicht 

verstehen wie sich Abgeordnete unserer Bürgerschaft, bei vollem Verständnis  

der politischen Dimension (Unterstützung und Solidarität zu überregionalen 

Hausbesetzungen), mit anarchistischen Straftätern solidarisieren ... wo bleibt der 

gesellschaftliche Diskurs zur Verfassungstreue von Bürgerschaftsabgeordneten? 

Mal so viel zum Thema „Zuverlässigkeitsprüfung von Polizeibeamten“. 

Der Kollege war im ersten Angriff an einem frisch besetzten Haus in der Bremer 

Neustadt eingesetzt und seine Irritationen scheinen begründet.

Lüder Fasche

D
ie „Dete“ kennen vielleicht noch ei-
nige von euch aus den zahlreichen 
Verfilmungen des „Heidi“-Romans. 

Es handelte sich um Heidis Tante, die das 
kleine Mädchen gleich zweimal lieblos aus 
eigennützigen Motiven fremd platzierte. Erst 
beim Alm-Öhi und dann bei Familie Sese-
mann in Frankfurt.

Mitte Oktober sorgte „Dete“ nun in Bre-
men dafür, dass sich zwar nicht Heidi, aber 
Bremens Polizistinnen und Polizisten ein-
mal mehr recht lieblos behandelt und  wie 
ein ungeliebtes Stiefkind dieser Regie-

rung fühlen. Natürlich handelt es sich bei 
der Dete diesmal allerdings nicht um die 
Schweizer Romanfigur, sondern um ein real 
existierendes, aber leer stehendes Gebäude 
einer Wohnstraße in der Bremer Neustadt, 
einst Heimat des Möbelhauses Deters.

Die Ereignisse um die Bremer „Dete“ 
zeigen indes sehr wohl, dass hier ebenso 
selbstsüchtig agiert wurde wie von der Ro-
mantante gleichen Namens.

Während es die Bremer Koalitionäre nicht 
ein einziges Mal schafften, mit der Gewerk-
schaft der Polizei oder ihren Konkurrenten 
über Entwürfe zum neuen Polizeigesetz zu 
sprechen, waren sie ruckzuck am Ort des 
Geschehens, als es darum ging, mit illegal 
agierenden Linksextremisten zu verhan-
deln. Anders als bei der GdP hielt sich de-
ren Gesprächsbereitschaft dann doch sehr 
in Grenzen.

Aber noch mal zurück. Was war gesche-
hen?

Am Freitag, 9.10.2020, hatten „Aktivistin-
nen“ ein leer stehendes Gebäude in der Neu-
städter Lahnstraße besetzt. Das ehemalige 
Möbelhaus, zwischenzeitlich als alternati-
ves Kulturzentrum „Dete“ bekannt, sollte 
zu einem Wohnkomplex umgebaut werden. 
Dieser Vorgang verzögert sich aber auch we-
gen Klagen von Anwohnenden seit Jahren.

Die sieben Besetzerinnen bezeichneten 
sich als anarchistische querfeministische 

„FLINTA“-Gruppe, was für Frauen, Lesben, 
Inter-, Trans-, Nonbinäe und A-Gender steht. 
Eine Bezeichnung, an der die Komikergrup-
pe Monty Python sicher ihre helle Freude ge-
habt hätte.

Als GdP geht es uns aber nicht darum, 
etwas lächerlich zu machen. Unsere Gesell-
schaft muss auch andere Lebensentwür-
fe als die von Reihenhaus-Polizisten tole-
rieren. Und Wohnungsnot ist ein Problem, 
auch im reichen Deutschland. Spekulati-
onen mit Wohnraum sind Teil dieses Pro-
blems. Doch darum ging es den „FLINTA“-
Menschen gar nicht. 

Ihre Besetzung bezeichneten sie in einem 
Interview mit der TAZ als spontane Reakti-
on auf die Räumung der Liebigstraße 34 in 
Berlin. Dort hatten Besetzerinnen zwei Jah-
re ein besetztes Haus nicht verlassen wol-
len und stattdessen aus ihrem geschaffenen 
rechtsfreien Raum heraus die linksbürger-
liche Nachbarschaft mit Sachbeschädigun-
gen und Bedrohungen überzogen.

Zeitnah zur Protestbesetzung in der 
Lahnstraße kam es dort zu einer solidari-

 „  
Wenn ihr uns einen Raum 
nehmt, nehmen wir uns einen 
anderen.

Besetzerin „Lilith“ gegenüber der TAZ

Foto: B. Bergmann

„Dete“
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schen Spontandemo am Haus. Es wurden 
unter den Augen von zur Untätigkeit ver-
dammten Polizeibeschäftigten Straßensper-
ren errichtet, Pyro gezündet und alle Coro-
na-Regeln missachtet. Mittendrin statt nur 
dabei: Olaf Zimmer, ein Bürgerschaftsabge-
ordneter der Linken, mittlerweile eine der 
drei Bremer Regierungsparteien.

Nach der Besetzung des Hauses hatte 
dessen rechtmäßiger Eigentümer Strafan-
trag gestellt. Damit bestand die Grundlage, 
ja eigentlich sogar die Verpflichtung, für 
die Räumung des Hauses durch die Polizei. 
Es passierte jedoch nichts am Wochenende. 

Als GdP wissen wir, dass nicht umsichtiges 
Handeln oder eine ausgefeilte Deeskalati-
onstaktik die Ursache hierfür waren, son-
dern es standen schlicht und ergreifend 
nicht die notwendigen Kräfte zur Verfü-
gung. Personalmangel und Corona ließen 
grüßen. Niedersachsen hätte den darauffol-
genden Dienstag mit geeigneten Einsatzein-
heiten helfen können. Doch abgesehen von 
den nach wie vor bestehenden Gehwegblo-
ckaden, stellte sich die Frage des Einsatzes 
nicht mehr. Der Hauseigentümer nahm sei-
nen Strafantrag zurück. Wohl auch, weil für 
ihn die Aussicht bestand, anders als bislang, 
plötzlich wieder Mieteinnahmen generieren 
zu können. Natürlich nicht von den spon-
tan eingezogenen Bewohnerinnen, sondern 
auf Kosten der Steuerzahler. Grüne und Lin-
ke hatten sich für weitaus mehr als nur eine 
friedliche Lösung einer illegalen Besetzung 
eingesetzt, sondern sich sehr, sehr schnell 
mit den Besetzerinnen solidarisiert und un-
terstützend einen befristeten Mietvertrag 
mit Übernahme von Verbrauchskosten in 
Aussicht gestellt. 

Peinlich für die Vertreter der Regierungs-
parteien, dass sie sich dabei für eine Split-
tergruppe einsetzt haben, die nicht nur 
Männer per se diskriminiert, sondern auch 
gleich Demokratie, Parlamentarismus und 
Rechtsstaat ablehnt.

Auch der Eigentümer der Immobilie wur-
de in weiteren Tweets bei Twitter subtil be-
droht. Wobei diese Bedrohung leider fast 
weniger überraschte als der Umstand, dass 

die selbst ernannten Anarchistinnen nicht 
so anarchisch sind, um nicht ausgerechnet 
die Plattform Twitter für ihre kruden Bot-
schaften zu bemühen.

Das ganz große Zurückrudern der linken 
Regierungsparteien war dennoch nicht fest-
zustellen. Feinde unserer Demokratie und 
unseres Rechtstaates sollen scheinbar nur 
am rechten Rand bekämpft werden. 

Wer zu Recht von Polizisten und Polizistin-
nen eine Verfassungstreue erwartet und die-
se sogar kontrollieren möchte, sollte aber 
selbst über einen klaren Kompass verfügen, 
was Recht und Unrecht im demokratischen 
Rechtsstaat ausmacht.

Recht darf eben nicht danach gebeugt 
werden, ob die Betroffenen eher dem eige-
nen oder dem politisch feindlichen Lager 
zugeordnet werden können. Die Politik, ja 
sogar unser gesamtes System, nimmt durch 
den Vertrauensverlust, den ein solches Ver-
halten hervorruft, irreparablen Schaden. Zu-
dem ist es den zur objektiven Amtswahrneh-
mung verpflichteten Polizeibeamten und 

-beamtinnen ein schlechtes Vorbild.

Im Bereich der rechten Straftaten wird der 
AfD häufig zu Recht vorgeworfen, sich als 
geistige Brandstifter zu betätigen. Wenn 
es aber geistige Brandstifter für politisch 
motivierte Straftaten gibt, dann kann das 
doch nicht ausschließlich für rechtsradika-
le Taten gelten, sondern auch für linke. Hier 

erwarten wir sensibleres Vorgehen in Bre-
mens Regierungspolitik. Straftätern sind 
keine Steilvorlagen zu geben und von po-
litisch motivierten Straftaten, insbesonde-
re bei Gewalt gegen Personen oder Sachen, 
muss sich immer deutlich distanziert wer-
den.

Auch über die Rolle der Polizei muss sich 
die Politik im Klaren sein. Aus den Tweets 
der Rosaroten Zora wurde zum Beispiel 
deutlich, dass der Respekt vor der tatenlo-
sen Polizei stark nachließ. 

Natürlich begrüßen wir als Gewerkschaft 
der Polizei jeden Einsatz, der keine verletz-
ten Polizisten oder Polizistinnen zurück-
lässt. Am besten sind immer komplett fried-
liche Einsätze.

Die Freude darüber hält sich aber in 
Grenzen, wenn die Polizei dadurch insge-
samt weniger wehrhaft und damit angreif-
barer erscheint. Eventuell hat man das Pro-
blem also nur aufgeschoben. 

Einige Tage nach der Besetzung brann-
te ein Streifenwagen vor dem Revier in der 
Innenstadt. Die zeitliche Nähe zu den Vor-
fällen in der Lahnstraße war offenkundig. 
In einem Bekennerschreiben wurde als Mo-
tiv für den Anschlag die Beteiligung von 
Bremer Polizisten an der Räumung des be-
setzten Hauses Liebigstraße 34 in Berlin ge-
nannt.

Zudem rühmten sich die Verfasser damit, 
„Feuer in der Höhle des Löwen“ direkt unter 
der Nase der Polizei gelegt zu haben. Das 
kommt dabei heraus, wenn man von Bre-
mens Regierungspolitikern verhätschelt 
wird und gleichzeitig jeden Respekt vor der 
Polizei verloren hat. I

 „  
Ich wollte nicht, dass die 
Polizisten schon wieder am 
Sonntag angerufen werden.

Senator Mäurer in der Innendeputation

 „  
Das Recht muss nie der Politik, 
wohl aber die Politik jederzeit 
dem Recht angepasst werden.

Immanuel Kant (1724–1804)

 „  
 
Was sollen Beschäftigte der 
Polizei Bremen denken, wenn 
Mitglieder der Bremischen 
Bürgerschaft sich mit Straf- 
tätern nach einer illegalen 
Hausbesetzung öffentlich 
solidarisieren und diese Straf- 
täter gleichzeitig auf sozialen 
Netzwerken ‚Hass dem Staat, 
Hass der Polizei‘ skandieren.

Peter Schnaars, Vorsitzender der GdP-Fachgruppe 

Schutzpolizei

 „  
Waren wir in diesem 
Spannungsfeld erfolgreich? 
Sicherlich kann man  
darüber diskutieren. Ein 
klares Ja von mir …

Polizeivizepräsident Dirk Fasse

 „  
Der Rechtsstaat hat nicht zu 
siegen, er hat auch nicht  
zu verlieren, sondern er hat 
zu existieren!

Helmut Schmidt (Bundeskanzler)

Tweet vom 14.10.2020
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Für Recht und Freiheit

Heinfried Keithahn

Kein Tag, an dem der Polizei ungerecht-
fertigte Gewaltanwendung vorgewor-

fen wird. Kein Tag, an dem der Polizei unge-
rechtfertigte Kontrollen unterstellt werden. 
Kein Tag, an dem der Polizei eine grund-
sätzlich rechtsradikale Einstellung unter-
stellt wird. Kein Tag, an dem Tageszeitun-
gen, Wochenzeitschriften, Radio- und auch 
Fernsehsender diese Themen nicht im Pro-
gramm haben. Und immer wieder verant-
wortliche Politiker, die die Vorwürfe unter-
mauern und strukturelle Probleme in der Po-
lizei sehen.

Doch schaut man genau hin, dann wer-
den selbst staatlich angeordnete Überre-
aktionen von Polizeien anderer Länder 
auf die deutsche Polizei übertragen. Und 
auch Vorfälle bei der Bundeswehr werden 
herangezogen, um der deutschen Polizei 
eine rechtsradikale Einstellung zu unter-
stellen.

Ja, die Polizei in Deutschland hätte an 
verschiedenen Stellen professioneller auf-
treten können. So hat der Untersuchungs-
ausschuss des Bundestages die Arbeit der 
Polizei in Zusammenhang mit dem Natio-
nalsozialistischen Untergrund intensiv un-
tersucht und deutliche Mängel bei der Er-
mittlung der Täter aufgedeckt. Auch die 
Chatgruppen, in denen Polizisten rechts-
radikale Inhalte austauschten, werfen kein 
gutes Licht auf die Polizei. Dabei ist es völlig 
egal, ob diese Beamten wirklich eine rech-
te Grundhaltung hatten oder „nur rechte In-
halte leichtfertig verteilten“. Und doch kann 
man diese Verfehlungen nicht automatisch 
auf alle 320.000 Polizisten in Deutschland 
übertragen.

Die Bevölkerung tut dies auch nicht, denn 
82 Prozent vertrauen auch weiterhin der Po-
lizei. Aber es ist durchaus zu erkennen, dass 
die ständig wiederholten Vorhaltungen aus 
Presse und Politik Wirkung zeigen, denn der 
Anteil der Bevölkerung, der der Polizei eben 
nicht vertraut, stieg von 12 Prozent (2019) auf 
17 Prozent (Stand: 4.8.2020).

Nun sind es die Medien, die erheblich zur 
Meinungsbildung beitragen und hier wer-

den bei der Berichterstattung über die Poli-
zei zwei Stilrichtungen deutlich:

Die eine entwertet pauschal die bei der 
Polizei beschäftigten Menschen. Es wird 
der Verdacht geschürt, dass alle Faschisten, 
zumindest latent, rechtsradikal sind. Viel-
leicht stecken einige sogar mit rechten Ter-
roristen unter einer Decke. Auf jeden Fall 
sind sie gewalttätig und selbstgefällig. Das 
gipfelte dann in einem Artikel der TAZ, in 
dem Beschäftigte der Polizei nur noch auf 
einer Mülldeponie entsorgt werden könn-
ten. „Nicht als Müllmenschen mit Schlüs-
seln zu Häusern, sondern auf der Halde, 
wo sie wirklich nur von Abfall umgeben 
sind. Unter ihresgleichen würden sie sich 
bestimmt auch selber am wohlsten fühlen.“

Auf diese Weise wird der Polizist herabge-
setzt, er soll als Mensch vergleichsweise we-
niger Wert sein. Dass die selbst ernannten 
Wächter gegen Rassismus und Diskriminie-
rung hier widerspruchslos genau diese Mit-
tel gegen Beschäftigte der Polizei einsetzen, 
ist einfach nur pervers.

Die zweite Stilrichtung ist diffiziler, sie ig-
noriert die Rechtsstaatlichkeit polizeilicher 
Maßnahmen. Die Meldungen lauten dann 
beispielsweise: „Auseinandersetzung zwi-
schen Fußballfans und Polizei“, OS-Radio 
104,8 e. V. am 4.11.2019, oder nordbayern.
de, das ist der Onlinedienst der Nürnberger 
Nachrichten und der Nürnberger Zeitung 
am 9.10.2020: „Rangeleien zwischen Polizei 
und Demonstranten.“ Diese wahrscheinlich 
oftmals fahrlässigen Formulierungen sind 
gefährlich. Selbst gemäßigte Medien erwe-
cken damit den Eindruck, dass die Polizei 
nicht mehr automatisch die öffentliche Ord-
nung schützt, sondern sie stellen die polizei-
lichen Maßnahmen auf eine Stufe mit den 
rechtswidrigen Angriffen der Störer. 

Die Folge dieser Berichterstattung liegt 
auf der Hand: Immer mehr Menschen hin-
terfragen polizeiliche Maßnahmen und in 
einer „Zuerst-Ich-Welt“ verschiebt sich die 
Grenze zwischen Befolgen und Nichtbefol-
gen polizeilicher Weisungen in Richtung Wi-
derstand. Setzt dann die Polizei Maßnah-
men mit Zwang durch, hat sie in der Folge 
wieder und vermehrt Polizeigewalt ausge-
übt. Eine typische selbsterfüllende Prophe-
zeiung.

Und wenn es eine öffentliche Diskussi-
on gibt, dann sind Politiker nicht fern. Es 
geht ja auch um Wählerstimmen und wa-
rum eigentlich nicht dem Mainstream fol-
gen und auf den Zug springen? So kommt 
etwa die Vorsitzende der SPD, Saskia Es-
ken, zu dem Schluss, dass es auch in 
Deutschland einen latenten Rassismus in 
den Reihen der Sicherheitskräfte gibt. Und 
am Ende der Diskussion werden selbst For-
derungen nach einer Abschaffung der Po-
lizei laut.

Doch wem würde die Abschaffung des 
staatlichen Gewaltmonopols denn helfen? 
Nur den Extremen von rechts und links. 

Für Linksextreme ist es völlig normal, 
die Meinung andersdenkender zu unter-
drücken. Gegendemonstrationen, nieder-
schreien, körperliche Angriffe, nichts wird 
ausgelassen, um die von der Verfassung ge-
schützte Meinungsfreiheit Andersdenken-
der zu behindern. Selbst Brandanschläge an 
Fahrzeugen und Gebäuden der Polizei und 
Sachbeschädigungen an Gewerkschafts-
fahrzeugen und an Büros der Gewerkschaft 
der Polizei sind schon normal.

Rechtsextreme sind noch verabscheu-
ungswürdiger: Mord, bewaffnete Angriffe 
auf Politiker, Synagogen, Migranten; Be-
drohung Andersdenkender, alles vorhanden.

Aber von den Extremisten strahlt die 
Verfassungsfeindlichkeit auch in linke und 
rechte Parteien.

Die Linke, die in mehreren Regierungen 
vertreten ist, gibt schon 2017 in Berlin auf ih-
rem Landesparteitag die Richtung vor und ruft 
in einem Beschluss offen zur Behinderung der 
Polizei für den Fall auf, dass sie zur Zwangs-
räumung von besetzten Häusern eingesetzt 
wird. Es soll dann eine Situation herbeige-
führt werden, in der eine Räumung durch die 

Heinfried Keithahn
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Polizei nicht mehr verhältnismäßig ist. Die-

ser offene Aufruf zum Widerstand gegen die 

Staatsgewalt erfolgt übrigens in Anwesenheit 

der Vizepräsidentin des Deutschen Bundesta-

ges, Petra Pau.

2020 entgleist der Linken auf einer Stra-

tegiekonferenz in Kassel die Wortwahl. Eine 

Teilnehmerin referiert: „Energiewende ist 

auch nötig nach der Revolution. Und auch 

wenn wir das eine Prozent der Reichen er-

schossen haben, ist es immer noch so, dass 

wir heizen wollen.“ Der Parteivorsitzen-

de Riexinger reagiert, distanziert sich aber 

nicht ausdrücklich, sondern erwidert: „Wir 

erschießen sie nicht, wir setzen sie schon für 

nützliche Arbeit ein.“ Kann man das so ein-

fach als Ironie abtun? 

Die AfD spricht jedenfalls eine deutli-

che unmissverständliche Sprache, etwa 

Markus Frohnmaier, MdB: „Ich sage die-

sen linken Gesinnungsterroristen, diesem 

Parteienfilz ganz klar: Wenn wir kommen, 

dann wird aufgeräumt, dann wird ausge-

mistet, dann wird wieder Politik für das 

Volk und nur für das Volk gemacht – denn 

wir sind das Volk, liebe Freunde!“ (Quelle: 

Deutschlandfunk 29.10.2015), oder Sandro 

Hersel, Mitglied im Landtag Mecklenburg-

Vorpommern: „Brennende Flüchtlingshei-

me sind kein Akt der Aggression, sondern 

ein Akt der Verzweiflung gegen Beschlüs-

se von oben“ (Quelle: Schweriner Volkszei-

tung 29.9.2017).

Beide Parteien wären gut beraten, sich 

entschieden von jeglicher Gewalt zu dis-

tanzieren und sie zu verurteilen. Man kann 

halt nicht Regierungspartei sein oder wer-

den wollen und gleichzeitig eine radikale 

Opposition anführen. Das bringt bei Wah-

len vielleicht einige Stimmen vom linken 

und rechten Rand, gefährdet aber die Ver-

fassungsmäßigkeit der Partei.

Am Ende wird deutlich, worum es in 

der Diskussion um den Stellenwert einer 

Polizei im demokratischen Rechtsstaat ei-

gentlich geht. Die Polizei schützt die Ver-

fassung und nur sie darf hierfür notfalls 

Gewalt anwenden. Den Verfassungsgeg-

nern von rechts und links muss die Polizei 

ein Dorn im Auge sein, denn um die illega-

len Ziele durchzusetzen, müsste die Polizei 

beseitigt werden, zumindest müssten ihre 

Möglichkeiten zur Sicherung des freiheit-

lich demokratischen Staates eingeschränkt 

werden. Danach wäre der Weg frei, um un-

gehindert in die direkte gewaltsame Kon-

frontation mit dem politischen Gegner zu 

gehen.    

Anders als die Weimarer Republik ist 

Deutschland heute ein wehrhafter Staat. 

Aber er wird in letzter Konsequenz von der 

Polizei geschützt. Alle Medien, alle Politiker 

sollten sich überlegen, wie sie mit der Poli-

zei und ihren Beschäftigten umgehen. Die 

Polizei setzt als letzte Mittel zur Sicherung 

von Leben und Gesundheit anderer und zum 

Schutz unserer Demokratie unmittelbaren 

Zwang ein. Sie darf das, weil das Parlament 

sie dazu ermächtigt hat. Es ist der legitime 

Zwang des Staates und nicht die rechtswid-

rige Gewalt einer Personengruppe. Vertre-

ter der Presse und der Politik sollten hier 

genauer differenzieren. Wer am staatlichen 

Gewaltmonopol rüttelt, gefährdet die Demo-

kratie. I

EIN URGESTEIN DER GdP BREMEN IST VON UNS GEGANGEN …

KLAUS EILERS IST TOT – 
SEIN LÄCHELN BLEIBT
Nachruf von Dieter Oehlschläger  
(Landesvorsitzender der GdP Bremen von 1995 bis 2005)

Am 16. Oktober 2020 ist unser ehemaliger 

Kassierer und Geschäftsführer der GdP 

Service GmbH, Klaus Eilers, verstorben.

Wir erinnern uns: Klaus Eilers, geboren 

am 3.7.1943, ist im Mai 1966 in unsere Ge-

werkschaft eingetreten. Beruflich war Klaus 

in der Kriminalpolizei beheimatet. Bereits 

1986 wurde er zum stellvertretenden Kas-

sierer gewählt, vier Jahre darauf schließ-

lich zum Kassierer der GdP Bremen. Als ich 

1995 zum Landesvorsitzenden gewählt wur-

de, war es Klaus, der mir viele Jahre mit Rat 

und Tat zur Seite stand, das Geld der Mit-

glieder zusammengehalten hat und dabei 

stets Rücklagen für den Kauf einer gewerk-

schaftseigenen Geschäftsstelle generie-

ren konnte. Von 1997 bis 2009 leitete Klaus 

Eilers gemeinsam mit Hermann Kuhlmann 

als Geschäftsführer die Service GmbH der 

Gewerkschaft der Polizei Bremen und hat in 

dieser Zeit viele Kontakte zu Geschäftspart-

nern hergestellt und durch das Verhandeln 

spezieller Konditionen die Attraktivität der 

Mitgliedschaft in der GdP steigern können. 

Die Mitglieder der Gewerkschaft der Polizei 

Bremen haben Klaus Eilers sehr viel zu ver-

danken! Mit seiner Gradlinigkeit, hohen Kom-

petenz in allen finanziellen Dingen und seiner 

stets sachlichen Beratung in gewerkschaftli-

chen Situationen war Klaus über viele Jahre 

eine große Unterstützung unserer Gremien.

Klaus unverkennbar „verschmitztes“ Lä-

cheln wird wieder lebendig und wir erinnern 

uns an seine kollegiale und freundschaftli-

che Art, mit der wir uns stets begegnet sind. 

Wir werden ihm ein ehrendes Andenken be-

wahren. Unsere Gedanken und unser Mitge-

fühl sind bei den Angehörigen. I Klaus Eilers mit Ehefrau Hella
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Respekt vor Gericht?  
Das Verfahren gegen die Familie S.

Benjamin Kieck,  
Kreisgruppe Bremerhaven

Vor etwa drei Jahren artete eine einfa-
che Verkehrskontrolle in Bremerhaven 

zu einer massiven Auseinandersetzung mit 
diversen Angriffen gegen Kolleginnen und 
Kollegen seitens eines sogenannten „libane-
sischen Familienclans“ aus. Die Fernsehbil-
der dazu waren bundesweites Thema.

Die Folge war ein Gerichtsverfahren, das 
man zum Teil als Farce bezeichnen kann. 
Ein Schöffe der Informationen preisgibt und 
ausgetauscht werden musste, diverse Befan-
genheitsanträge gegenüber dem Gericht und 
das unangemessene Verhalten der Beschul-
digten vor Gericht. Dies ist nur ein Teil der 
vorgefallenen Besonderheiten.

Das anwaltliche Vorgehen durch sog. 
Konfliktanwälte und die Respektlosigkeit 
der Beschuldigten zeigen eine besorgniser-

regende Tendenz, die staatlich eingefangen 
werden muss. 

Der polizeiliche Alltag beinhaltet viele 
Herausforderungen und noch vor einigen 
Jahren gehörte das Gerichtsverfahren nicht 
unbedingt dazu. Das hat sich in den letzten 
Jahren zunehmend geändert. Dieses zähe 
Gerichtsverfahren war jedenfalls die „Krö-
nung“!

Es hat aber nun endlich einen Abschluss 
gefunden. Das Strafmaß beläuft sich bei den 
drei Hauptbeschuldigten auf zwei Freiheits-
strafen (zwei Jahre + acht Monate und zwei 
Jahre + drei Monate) und eine Bewährungs-
strafe von neun Monaten.

Positiv kann man feststellen, dass vie-
le Kolleginnen und Kollegen unterstütz-
ten, indem sie zum Teil als Prozessbeob-
achter den Verhandlungsterminen beige-
wohnt haben. 

Ich zolle jedem Kollegen und jeder Kolle-
gin großen Respekt, die sich als Zeugin oder 
der sich als Zeuge vor Gericht dem Verfahren 
stellen mussten. Es obliegt dem Dienstherrn, 
seine Beamten und Beamtinnen für solche 
Verfahren zu präparieren. Als GdP fordern 
wir deshalb, dass Kollegen und Kolleginnen 
noch besser auf ihre Rolle in Gerichtsverfah-
ren vorbereitet werden. Das beginnt in der 
Ausbildung und setzt sich in einer verläss-
lichen Weiterbildung fort.

Während des Prozesses wurde sehr 
deutlich, wie wichtig in einem solch beson-
ders belastenden Verfahren eine Rechts-
chutzgewährung, auch der Gewerkschaf-
ten, in Form eines Zeugenbeistandes sein 
kann!  I

CHANCENGLEICHHEIT
Landesfrauengruppe

Vor über drei Jahrzehnten wurden die 
ersten Frauen für die uniformierte Po-

lizei eingestellt. Bereits 1974 wurden auf-
grund von Personalmangel Frauen für 
alle Bereiche der Kriminalpolizei einge-
stellt.

Heutzutage sind Frauen aus der Polizei 
nicht mehr wegzudenken. Sie haben viel 
zum Positiven verändert, was sich z. B. in 

der gestiegenen Akzeptanz in der Bevölke-
rung widerspiegelt.

Doch haben sie auch die gleichen 
CHANCEN? 

Diese Beantwortung überlasse ich den 
Leserinnen und Lesern. Als kleine Orien-
tierungshilfe ein paar statistische Fakten:
•  Über 30 % der Tarifbeschäftigten und Be-

amtinnen der Polizei Bremen sind weiblich.
•  Arithmetisch betrachtet müsste ein Drittel 

der Führungskräfte weiblich sein.

•  Je höher die Besoldungsstufe bzw. die Ta-
rifgruppe, desto geringer ist der Frauen-
anteil.

Dass Frauen multitaskingfähig sind, wur-
de und wird durch Corona mehr als deutlich. 
Frauen haben während des ersten Lockdowns 
bewiesen, wie auch in schweren Zeiten Beruf 
und Familie vereinbart werden können.

Chancengleichheit ist kein Fremdwort 
und muss auch nicht gegoogelt werden. 

Chancengleichheit ist ein Grundrecht!
Die Polizei sollte jetzt diese Chance nut-

zen, um auch weiterhin als Arbeitgeber at-
traktiv zu bleiben, denn …
… 51 % der Deutschen sind FRAUEN. I

 „  
Die Angeklagten haben auch 
vor Gericht keinerlei Respekt 
vor dem Staat gezeigt.

Gunnar Isenberg (Sprecher des Bremer Landgerichts)
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10. September 2020, Bremer 
Bürgermeister zu Gast bei den 
Senioren

Harry Kuck

Zuletzt haben wir uns am 12.3.2020 
im  „Grollander Krug“ getroffen. 
Bis auf Weiteres werden wir mit Ein-

schränkungen aufgrund der Pandemie le-
ben und unser Verhalten dementsprechend 
anpassen müssen. Nur wenn die Vorgaben 
strikt eingehalten werden und sich die Ver-
läufe nicht exorbitant verschlechtern, kön-
nen wir uns auch zukünftig im „Grollander 
Krug“ begegnen.

Die Zusage von Dr. Andreas Bovenschul-
te, die Fachgruppe der GdP-Senioren einmal 
zu besuchen, lag schon einige Monate zu-
rück. Zu diesem Zeitpunkt war noch nicht 
an Corona zu denken.

Walter Liebetrau hatte dementsprechend 
noch einmal beim Bürgermeister nachge-
fragt, ob der vereinbarte Termin noch be-
stehen bleiben kann.

Der Bürgermeister hielt fest an seiner Zu-
sage und kam pünktlich zum Treffen. Sein 
Besuch steht in guter Tradition mit seinen 
Vorgängern. Andreas Bovenschulte wurde 
von Rainer Zottmann begleitet, der bekannt-
lich nach seiner Ruhestandsversetzung vom 
Bremer Bürgermeister zur Unterstützung in 
Sachen „Corona“ als Sonderbeauftragter 
des Senats berufen worden ist.

Nachdem Dr. Bovenschulte zunächst ei-
nige Informationen zum eigenen Werdegang 
und zu aktuellen Themen den anwesenden 
Kolleginnen und Kollegen zum Besten gab, 
stand er Rede und Antwort zu Fragen aus 
dem Kreis der Anwesenden.

Der Landesvorsitzende Lüder Fasche, der 
noch gerade rechtzeitig von einem auswär-
tigen Termin in Grolland eingetroffen war, 
nutzte die Gelegenheit, um nochmals die 
Sichtweise und auch die Verärgerung der 
GdP zum neuen Polizeigesetz darzustellen.

Die Gewerkschaft der Polizei wird ins-
besondere gegen die in der Gesetzesvorla-
ge eingebrachte „Zuverlässigkeitsprüfung“ 
stimmen. Erwartungsgemäß gab es an die-
ser Stelle keine Übereinstimmung.

Auch auf eine Frage bezüglich zukünfti-
ger Tarifverhandlungen und den damit ver-
bundenen Forderungen nach mehr Gehalt 
gab es hier nur die wiederkehrenden Flos-
keln. Man müsse schauen, was in dieser Zeit 
noch möglich sei, da die Kosten der Pande-
mie für den Staat extrem hoch sind. 

Fragen nach der Innenstadtgestaltung 
sowie die Anzahl der Abfallbeseitigungshö-
fe, waren auch Themen, zu denen der Bür-
germeister Stellung bezog.  

Ich meine:
Auch wenn das Ausmaß der Diskussion 

zum Polizeigesetz im Rahmen dieser Ver-
anstaltung ein wenig kritisiert wurde, ist 

es wegen der grundsätzlichen Bedeutung 
für die Polizei von großem Belang und wird 
auch in den nächsten Wochen noch für viel 
Gesprächsstoff sorgen. 

Insgesamt kam der Besuch des Bürger-
meisters bei den Kolleginnen und Kollegen 
der Fachgruppe Senioren sehr gut an. I

Andreas Bovenschulte
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Regelmäßige Treffen der Fachgruppe Senioren bis Ende März 2021 abgesagt

Der Vorstand der Fachgruppe Senioren

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf-
grund der dynamischen Entwicklung 

der Corona-Krise haben wir uns entschlos-
sen, alle geplanten regelmäßigen Treffen der 
Fachgruppe Senioren bis Ende März 2021 ab-
zusagen. Davon betroffen sind in Bremen 
die jeweils am 2. Donnerstag im Monat ge-

planten Treffen im „Grollander Krug“ und 
in Bremerhaven die jeweils am 2. Dienstag 
im Monat geplanten Treffen im „Ernst-Bar-
lach-Haus“. 

Wir bedauern diese Maßnahme. Vor dem 
Hintergrund der Gefährlichkeit des Coro-
navirus sehen wir aber keine andere Mög-

lichkeit. Ob und unter welchen Vorausset-
zungen die regelmäßigen Treffen im Ap-
ril wieder stattfinden können, werden wir 
rechtzeitig bekannt geben.

Wir sind auch in den kommenden Mona-
ten für euch da. Ihr könnt uns telefonisch 
über die Geschäftsstelle der GdP in Bremen 
unter Tel.: (0421) 9495850 erreichen oder 
aber ihr sendet uns eine Mail an senioren@
gdp-hb.de.  I
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HINWEIS FÜR DIE FACHGRUPPE 
SENIOREN IN BREMERHAVEN

Werner Volkmann

1. Verteilung der Taschenkalender

Nach wie vor haben wir Bremerhavener Senio-
ren keine Möglichkeit, uns monatlich im Ernst-
Barlach-Haus (Seniorentreffpunkt) zu treffen. 
Trotzdem möchte ich die Taschenkalender für 
das Jahr 2021 an unsere Mitglieder verteilen.

Ich werde mich also am Donnerstag, 
dem 3. Dezember, ab 13 Uhr vor dem Ernst-
Barlach-Haus mit den GdP-Kalendern auf-
halten.

Wer also einen Taschenkalender benötigt, 
kann ihn dann abholen! 

2. Weihnachtsfeier 2020

Die diesjährige Weihnachtsfeier findet 
nicht statt! I

GdP-Erfolg: Zuverlässigkeits-
überprüfung gekappt 
Neues Polizeigesetz schenkt weiter kein Vertrauen und wenig Hilfe

Lüder Fasche

D ie regelmäßige anlasslose Zuverläs-
sigkeitsüberprüfung aller Polizei-

vollzugsbeamtinnen und -beamten im 
Land Bremen war Teil des ersten Geset-
zesentwurfs zum Bremischen Polizei-
gesetz. Die Gesinnungsschnüffelei und 
Datenrecherche, die spätestens alle sie-
ben Jahre zur Bewertung der charakter-
lichen Eignung stattfinden sollte, wurde 
von uns als GdP besonders massiv kriti-
siert. Wir verwiesen auf den Radikalen-
erlass und auch von unseren Mitgliedern 
gab es reichlich Argumente dagegen. Den 
politisch Verantwortlichen wurde deut-
lich gemacht, dass die GdP den Paragra-
fen schlussendlich verfassungsrechtlich 
überprüfen lassen wird.

Dass die ursprünglich geplante Rege-
lung einer solchen Überprüfung nicht 
standhalten und sehr viel Personal ver-
schlingen wird, ist den Koalitionären of-

fenbar zwischenzeitlich klar geworden. 
Auf den entsprechenden Passus im Beam-
tengesetz wurde verzichtet. Im überarbei-
teten Entwurf zum BremPolG findet sich 
aber immer noch die Möglichkeit einer Zu-
verlässigkeitsüberprüfung, jedoch müs-
sen nun konkrete Tatsachen vorliegen, die 

Zweifel an der jeweiligen Verfassungstreue 
begründen. Welche Tatsachen das in einem 
Staat, der es nicht schafft, die NPD als ver-
fassungswidrig zu definieren, sein sollen, 
muss wohl noch geklärt werden.

Das in der Regelung normierte tiefe 
Misstrauen gegen die Polizei findet sich 
aber nach wie vor in der überarbeiteten 
Gesetzesnovelle. Denn auch die neue 
Form des „Verfassungs-TÜV“ gilt aus-
schließlich für angehende Beschäftig-
te der Polizeien im Land Bremen. Ande-
ren verbeamteten Beschäftigten schenkt 
man mehr Vertrauen. So viel, dass sich 
selbst die Bremer SPD-Vorsitzende Sa-
scha Aulepp nicht zu schade war, sich 
dem Vorhaben des SPD-geführten Justiz-
ressorts entgegenzustellen, als das plan-
te eine solche Zuverlässigkeitsüberprüfung 

 „  

Eine Regelanfrage beim 
Verfassungsschutz würde 
das Einstellungsverfahren für 
Richter und Staatsanwälte in 
eine ungute Nähe zum Radi-
kalenerlass der Siebziger- 
jahre rücken.

 „  
Wir sind gut beraten, die Polizei 
zu schützen und ab und zu 
einmal nachzuschauen. Das 
machen wir auch beim Verfas-
sungsschutz. Auch da gibt es 
eine Kontrolle, aber das hat mit 
Berufsverboten und mit dieser 
Gesinnungsschnüffelei der 70er-
Jahre überhaupt nichts zu tun. 

Sascha Aulepp, Landesvorsitzende der SPD, im 

Weser-Kurier am 9.11.2020

SPD-Innensenator Mäurer vor der Bürgerschaft am 9.7.2020
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auch für künftige Juristinnen und Juristen 

im Bremer Staatsdienst einzuführen. Nun 

war es plötzlich die SPD-Vorsitzende, die 

ihrerseits auf den Radikalenerlass der 70er 

verwies.

Unser Verständnis hat sie dafür. Unseren 

Zorn aber noch viel mehr. Wieso hat sie ge-

schwiegen, als es um die Polizei ging? Und 

warum muss gerade sie als ehemalige Rich-

terin sich jetzt äußern, wenn es RichterIn-

nen und StaatsanwältInnen betrifft? 

Neben dem Teilerfolg zur Zuverlässig-

keitsüberprüfung konnte die GdP Verän-

derungen an weiteren Stellen des Neuent-

wurfs zum Polizeigesetz bewirken.

So wurde die Ausweitung der Kenn-

zeichnungspflicht für Angehörige der Be-

reitschaftspolizei im Einzeldienst wieder 

aus dem Gesetzestext genommen. Ein Er-

folg, der an unserer grundsätzlichen Ab-

lehnung nichts ändert.

Unsere stetige Forderung nach einem 

rechtlich möglichen Einsatz der Bodycam 

in Wohnungen wurde nun auch im zweiten 

Anlauf erhört. Vermutlich hätte sich diese 

Rechtsgrundlage schon im ersten Entwurf 

wiedergefunden, wenn man frühzeitig mit 

uns gesprochen hätte.

Aus Fehlern lernen die rot-rot-grünen 

Innenpolitiker scheinbar dennoch nicht. 

Plötzlich finden sich im neuen Entwurf völ-

lig praxisfremde und stark einschränkende 

Regelungen zum Schusswaffengebrauch ge-

gen flüchtende Verbrecher (Näheres in der 

nächsten DP).

In der Sondersitzung der Innendeputa-

tion Ende Oktober appellierte der GdP-Lan-

desvorsitzende deshalb dringend an alle 

Verantwortlichen, diese wenig hilfreiche 

Regelung bis zur entscheidenden Bürger-

schaftssitzung am 18.11.2020 nochmals zu 

überdenken. 

Bestimmungen übereilt in den Entwurf 

zu übernehmen und sie dann erst mal bis 

zum September 2021 auszusetzen, kann 

jedenfalls nicht die Lösung sein. So ge-

schehen nun bei den schwer umzusetzen-

den und viel zu umfangreichen Regelun-

gen zum Datenschutz und zu den unsäg-

lichen Kontrollquittungen anlässlich von 

Identitätsfeststellungen. Linke Innenpoli-

tiker mögen das nett finden, der Polizei er-

schweren sie aber mit einer solchen eher 

symbolträchtigen Klientelregelung die Ar-

beit unnötig. I


